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Öffentliches Inventar nach Art. 398 Abs. 3 ZGB

1. Ausgangslage und Fragestellung

Die VB hat nach der Errichtung einer (kombinierten?) Beiratschaft Zweifel an der Vollständigkeit der zu verwaltenden Vermögenswerte und der Passiven.. Das VB Sekretariat erwägt die Aufnahme eines öffentlichen Inventars nach Art. 398 Abs. 3 ZGB und erkundigt sich, 

- ob es zwingend sei, dass die Aufsichtsbehörde das öffentliche Inventar anordnen müsse und
- ob es andere Lösungen gebe, die Vermögenswerte sicher zu stellen.

2. Erwägungen

Der Sinn des vormundschaftlichen Inventars nach Art. 398 Abs. 1 ZGB und des öffentlichen Inventars  nach Art. 398 Abs. 3 ZGB ist die umfassende Feststellung des Vermögens der Person, deren Vermögen unter die vormundschaftliche Verwaltung gestellt wird und die Überführung in einen für die vormundschaftliche Verwaltung geeigneten Zustand. Das öffentliche Inventar dient zudem insbesondere der zuverlässigen Feststellung der Passiven (Ivo Stöckli-Bitterli, Die Pflichten des Vormundes bei Übernahme seines Amtes, Diss.. Freiburg, Willisau 1986, S. 45).

Allgemein kann gesagt werden, dass sich das öffentliche Inventar aufdrängt, wenn das vormundschaftliche Inventar zu wenig zuverlässig erscheint, namentlich wenn man Zweifel hat an der Vollständigkeit der Aktiven und Passiven, wenn das Vermögen nicht bekannt oder besonders unübersichtlich und komplex ist.

Nach dem Wortlaut ist die Aufsichtsbehörde zwingend und ausschliesslich zuständig für die Anordnung des öffentlichen Inventars. Dies erfordert eine vorläufige Prüfung durch Vormund/Beistand/Beirat und/oder VB. Der Antrag kann vom Beirat allein, von der VB allein oder von beiden gestellt werden (Stöckli-Bitterli,  a.a.O.S. 51). Die Anordnung ist ein Ermessensentscheid der Aufsichtsbehörde.

Art. 398 Abs. 3 ZGB verweist für die Wirkungen auf das öffentliche Inventar des Erbrechts (Art. 580ff. ZGB). Da es sich jedoch um zwei völlig unterschiedliche Ausgangslagen handelt, in denen das öffentliche Inventar aufgenommen wird, sind auch Modalitäten und Wirkungen nicht in jeder Hinsicht dieselben (vgl. ausführlich dazu Stöckli-Bitterli, a.a.O. S. 45-72).
Die entscheidende Wirkung des öffentlichen Inventars besteht in der Haftungsbeschränkung für die Person deren Vermögen unter vormundschaftlicher Verwaltung steht.

Zur Feststellung der vorhandenen Vermögenswerte kommen alle in der Praxis bekannten  Vorkehrungen (direkter Kontakt mit den bekannten Gläubigern und Schuldnern, Auskünfte der betroffenen Person und aus ihrem Umfeld) in Frage. Es gibt jedoch keine andere Möglichkeit, eine Haftungsbeschränkung zu erwirken als über die Aufnahme eines öffentlichen Inventars.
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